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ZUGEMÜLLT STATT
ENTBÜROKRATISIERT?
Fahrlehrer fühlen sich durch Gesetze, Verordnungen
und Auslegungshilfen übermaßregelt

LESEN SIE AUCH IN DIESER AUSGABE
„Besonders hohe Anforderungen“ an die physische Leistungskraft von Fahrlehrern?
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ZUGEMÜLLT STATT ENTBÜROKRATISIERT?
Fahrlehrer fühlen sich durch Gesetze, Verordnungen und Auslegungshilfen übermaßregelt
Es gibt Menschen, die haben den Hang 
wirklich alles zu regeln. Es ist erschre-
ckend wie viel Energie und Zeit man 
für das Verständnis in unnötige Ge-
setze und Verordnungen, Richtlinien 
und Auslegungshilfen investieren muss 
und doch zu keiner Klärung kommt bis 
letztendlich Gerichte so manchem Un-
fug ein Ende bereiten. Menschen, die 
der Meinung sind, alles regeln zu müs-
sen sei es zum Wohle ihrer vermeintli-
chen Untertanen, als Machtdemonst-
ration oder aus krankhaftem Bedürfnis 
heraus verkennen die Wirklichkeit. 

Nicht übermäßige Kontrolle sondern 
ein hohes Maß an Vertrauen führen zu 
hohem Engagement, vernünftiger Ar-
beitsweise und gegenseitigem Respekt. 
Allein mit dem Wort „Verkehrssicher-
heit“ lassen sich so manche Regeln für 
die Fahrlehrerschaft begründen. Wie 
oft man dabei über das Ziel hinaus 
schießt, scheint Niemanden zu interes-
sieren. Kritiker versucht man mit dem 
Schlagwort „Verkehrssicherheit“ bloß-
zustellen bzw. mundtot zu machen.

Man muss kein Jurist sein um festzu-
stellen dass die Fahrlehrerschaft mit 
unnötigen Gesetzen, Verordnungen, 
Richtlinien und Auslegungshilfen über-
frachtet ist. Zum Teil rechtlich bedenk-
lich und verfassungswidrig. Man muss 
sich nicht wundern, wenn so mancher 
Fahrlehrer vor lauter Wald die Bäume 
nicht mehr sieht. Aber vielleicht geht es 
den Vertretern der Verwaltungsbehör-
den auch nicht anders. Erschreckend 
ist, dass nach unserer Erkenntnis die 
Verwaltungsstreitigkeiten welche vor 
Gericht ausgetragen werden, zugenom-
men haben und wohl weiter zunehmen 
werden, wenn nicht ein Umdenken der 
Verantwortlichen eintritt.

Fahrlehrer müssen nicht ständig mit 
neuen Regelungen zur Räson gebracht 
oder gar entmündigt bzw. bevormundet 
werden und schon gar nicht von den 
eigenen Vertretern. So waren Fahrlehrer 
z.B. bisher durchaus in der Lage, die Zwei-
radausbildung mit entsprechender Schutz-
ausrüstung des Fahrerlaubnisbewerbers 
durchzuführen. Die bisherigen - meiner 

Meinung nach völlig ausreichenden - 
Vorgaben gingen wohl einigen Perso-
nen, welche sich für die Verkehrssicher-
heitsarbeit aufopfern, nicht weit genug. 
Neue Regelungen wurden vorgeschla-
gen und in die FeV eingebracht. Dass 
die Verursacher im Namen der Ver-
kehrssicherheit handelten und die Ände-
rung der Verordnung auch begründet ist 
erscheint zunächst glaubwürdig.

Wäre da nicht die Anfrage des Interes-
senverbandes Deutscher Fahrlehrer bei 
den einschlägigen Prüforganisationen 
und des VdTÜV:

„Wir haben bisher vergeblich statistische 
Daten zu Zweiradunfällen bei Fahrer-
laubnisprüfungen insgesamt, insbe-
sondere jedoch solche mit erheblichen 
Verletzungen gesucht. Bitte teilen Sie uns 
mit, wo solche Daten erhoben und ge-
speichert werden bzw. wo diese abruf-
bar sind. Alternativ bitten wir Sie uns 
mitzuteilen, wie sich diese Unfallzah-
len in den letzten 10 Jahren entwickelt 
haben.“

Übermaßregelungen statt Entbürokratisierung. Fahrlehrer ersticken im Gesetzes-Dschunkel. Aber: Nicht übermäßige Kontrolle sondern ein hohes Maß 
an Vertrauen führen zu hohem Engagement, vernünftiger Arbeitsweise und gegenseitigem Respekt.                                 Foto: (c) hroephoto - fotolia.com



Telefonate im Auto
Laut dem Oberlandesgericht Hamm 
werden diejenigen, die mehrmals 
mit dem Telefon am Ohr im Auto er-
wischt werden, mit einem Fahrverbot 
bestraft.

Ein Autofahrer der insgesamt drei-
mal beim Telefonieren während dem 
Fahren gestellt wurde, erhielt einen 
Monat Fahrverbot und eine Geldbu-
ße von 80 Euro.

OLG Hamm, Az. 3 RBs 256/13

Mindestlohn für
Toilettenfrauen 
Die Frauen, die die Örtlichkeiten in 
Einkaufzentren sauber hielten, beka-
men 3,60 Euro die Stunde. Nach ei-
ner Betriebsprüfung sollte der Arbeit-
geber 118.000 Euro Sozialabgaben 
nachzahlen, da hier eine Missach-
tung des Mindestlohnes im Reini-
gungshandwerk vorliegt. Die Frauen 
haben in diesem Fall nicht nur – so 
wie er argumentierte - ihr „Trinkgeld“ 
bewacht, sondern auch tatsächlich 
geputzt.
Landessozialgericht AZ L 9 KR 384/12

Grundvoraussetzung Ehrlichkeit
Täuschungen im Vertrag stellen kei-
ne gute Basis dar. Ein mittlerwei-
le insolventer Mieter hatte seinen 
Vormieter über seine Vormieterge-
schichte getäuscht. Er legte ihm eine 
gefälschte „Vormieterbescheinigung“ 
vor, in der er als pünktlich zahlender 
Vertragspartner galt. Im Rahmen ei-
nes Insolvenzverfahrens kam jedoch 
raus, dass dieses Schreiben eine Fäl-
schung war. Unter diesen Umstän-
den war eine fristlose Kündigung des 
Mietvertrages gerechtfertigt.

BGH AZ VIII ZR 107/13
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Der VdTÜV antwortete prompt auch 
im Namen der anderen Prüforganisa-
tionen:

„Den Technischen Prüfstellen und dem 
VdTÜV liegen keine Zahlen oder Da-
ten zu Zweiradunfällen bei Fahrer-
laubnisprüfungen vor. Nach Einschät-
zung der Fahrerlaubniskollegen in 
den Mitgliedshäusern ist die Zahl von 
Unfällen bei Zweiradprüfungen sehr 
gering. Ebenso sind etwaige Unfälle – 
wenn sie denn überhaupt geschehen 
– zumeist mit geringen Folgen verbun-
den“.

Somit scheint es mir dass die neue FeV 
in welcher die Bekleidung für Zwei-
radprüfungen neu geregelt wird wohl 
nicht aus Verkehrssicherheitsgründen 
entstanden ist. Nachdem so gut wie 
keine Unfälle bei Fahrerlaubnisprü-
fungen zu verzeichnen waren gab es 
meines Erachtens auch keinen Grund 
die Bekleidungsordnung von Fahrer-
laubnisbewerbern bei der praktischen 
Prüfung zu ändern. Zumal diese nur 
für die Fahrerlaubnisprüfung und nicht 
für die Fahrausbildung gilt und schon 
gar nicht für einen Zweiradfahrer nach 
bestandener Fahrerlaubnisprüfung. Wo 
bleibt der Sinn dieser Vorschrift, wo der 
Gleichheitsgrundsatz?

Nun wird von bestimmten Organisa-
tionen den Fahrschulinhabern auch 
noch empfohlen die entsprechende 
Schutzausrüstung in ausreichender 
Stückzahl und Größen vorrätig zu 

halten. Da wäre es wohl an der Zeit 
dass man noch schleunigst Hygiene-
vorschriften nachschiebt oder haben 
die Verursacher des Regelwerks das 
übersehen? Wohl nur eine Frage der 
Zeit, oder? Man sollte auch ein Foto 
machen und es bestimmten Organi-

sationen zusenden, wenn es Proble-
me mit den Bekleidungsstücken bei 
der praktischen Fahrerlaubnisprüfung 
gebe. Wo bleibt da der Datenschutz?

Also auch hier muss wohl noch nach-
geregelt werden. Bestimmte Organi-
sationen haben es sich nicht nehmen 
lassen, noch zusätzlich Auslegungshil-
fen für die neue FeV zu schaffen. Im-
merhin 57 Seiten. Und das in Zeiten 
von Entbürokratisierung.

Es hat den Anschein als ob diese Or-
ganisationen jetzt an die Stelle des 
Gesetzgebers treten und es besser 
wissen als Gerichte? Dann ist dieser 

Anmaßung schleunigst Einhalt zu ge-
bieten.

Wie notwendig bzw. unnötig diese Re-
gelungen meines Erachtens waren be-
weist die Tatsache, dass bei der Zwei-
radprüfung so gut wie keine Unfälle 
zu verzeichnen waren und Gerichte 
festgestellt haben dass es keine ein-
heitlichen Vorgaben bzw. Standards 
bezüglich des Materials bei der Mo-
torradschutzkleidung gibt. So könne 
z.B. ein Motorradfahrer angesichts der 
großen Vielfalt gar nicht wissen wel-
che Stiefel ihn in welchem Umfang vor 
möglichen Verletzungen schützen kön-
nen. Daher sei er im Rahmen seiner 
Schadensminderungspflicht auch nicht 
verpflichtet, Motorradstiefel zu tragen 
(OLG Nürnberg, AZ: 3 U 1897/12). 
Es ist wohl nur eine Frage der Zeit, bis 
sich Fahrerlaubnisbewerber gerichtlich 
wehren, wenn der Fahrerlaubnisprüfer 
die Prüfung ablehnt weil man unter-
schiedlicher Meinung ist.

Für mich steht fest: weniger ist mehr. 
Fahrlehrer müssen nicht mit Vorschrif-
ten überfrachtet werden, sie sind 
durchaus in der Lage eigenständig zu 
handeln, sie müssen schon gar nicht 
bevormundet werden. Als Praktiker 
sind sie mit dem Begriff „Verkehrssi-
cherheit“ besser vertraut als alle Perso-
nen, welche für unnötige Vorschriften 
verantwortlich sind. 

Thomas Dworak
88697 Bermatingen

Thomas Dworak

KURZ GEMELDET
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FAHRLEHRERVERBÄNDE TAGEN IN GÜNZBURG 
Ältere Kraftfahrer mobil und sicher - Verkehrspädagogik im Blickfeld
Auf Einladung des Interessenverban-
des Deutscher Fahrlehrer e. V. (IDF) 
kam es am 15.11.2013 an dessen 
Sitz in Günzburg zum zweiten Jahres-
gespräch der nationalen Fahrlehrer-
verbände. Anlass für dieses zweite Zu-
sammenkommen war zum einen der 
entsprechende  Beschluss des ersten 
Treffens,  zum anderen die aktuellen 
Entwicklungen, insbesondere die Fort-
entwicklung des Fahrlehrerrechts. In 
diese Prozesse möchten sich die natio-
nalen Fahrlehrerverbände mit ihren Ide-
en und Erfahrungen aus der Praxis von 
Fahrlehrer und Fahrschulunternehmer 
einbringen.

Eingeladen zum 2. Jahresgespräch 
wurden: IDF - Interessenverband 
Deutscher Fahrlehrer, vertreten durch 
die Vorsitzenden Robert Klein und 
Wolfgang Hesser, BDFU –  Bundes-
verband Deutscher Fahrschulunter-
nehmen, vertreten durch Herrn Rainer 
Zeltwanger, 1. Vorsitzender, und sei-
ne Stellvertreter Erich Trugenberger, 
1. Stellvertreter, und Thomas Rensch, 

2. Stellvertreter, BVF – Bundesverei-
nigung der Fahrlehrerverbände - aus 
Termingründen abgesagt

Günzburger Erklärung
1. BDFU und IDF unterstützen aus-
drücklich die Position des Verbandes 
MOVING International Road Safety 
Association  e. V. zur Ausbildung von 
zukünftigen Verkehrspädagogen, ins-
besondere das darin verankerte Kon-
zept der Karrieremöglichkeiten. Durch 
die verlängerten Ausbildungszeiten 
und ab einer bestimmten Karrierestu-
fe wird den höheren Anforderungen 
an die Vorbildung der Probanden den 
Anforderungen des modernen Berufs-
bildes Rechnung getragen. Wir sehen 
im von MOVING vorgestellten Modell  
den Beginn einer längst überfälligen 
und anspruchsvollen Diskussion über 
die notwendige Weiterentwicklung des 
Berufsbildes sowie eine Verbesserung 
des Images für den  Berufsstand. Beide 
Verbände sind entschlossen,  die MO-
VING-Position aus Sicht von Fahrleh-
rerschaft und  Fahrschulunternehmen 

mit weiterzuentwickeln, bspw.  durch 
die Entwicklung eines gemeinsamen 
Positionspapiers. BDFU und IDF wer-
den zeitnah eine entsprechende Ar-
beitgruppe einrichten. 

Nach Abschluss der Arbeit des Mi-
nisteriums an der Reform des Ver-
kehrszentralregisters widmet sich 
das BMVBS nunmehr der Reform der 
fahrlehrerrechtlichen Bestimmungen. 
Beide Verbände möchten auch hier  
ihre Fachkompetenz zugunsten einer 
vor allem  praxisnahen Gesetzgebung 
einbringen. Hierzu stehen BDFU und 
IDF für Gespräche und ggf. avisierte 
Arbeitsgruppen bereit.

Eine solche Arbeitsgruppe zur Wei-
terentwicklung fahrlehrerrechtlicher 
Bestimmungen sollte nach Auffassung 
des IDF und BDFU grundsätzlich bei 
der BASt angesiedelt – zum Beispiel 
als arge AB 21 – sein. Beide Verbän-
de begrüßen nochmals ausdrücklich 
das von MOVING entwickelt und 
vorgeschlagene arge AB 21. Die po-

Von links: Thomas Rensch  (2. Stellvertreter BDFU), Rainer Zeltwanger (1. Vorsitzender BDFU), Erich Trugenberger  (1. Stellvertreter BDFU), Robert 
Klein (Vorsitzender IDF), Martin Bodenschatz (Vorsitzender IDF Süd) Wolfgang Hesser (Vorsitzender IDF)
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litisch-inhaltliche Verantwortung ei-
ner solchen arge AB 21 obliegt dem 
BMVBS, die  fachliche Leitung soll-
te der BASt unter Einbeziehung nur 
solcher Institutionen und Verbände 
überantwortet werden, welche die In-
teressen der Stakeholder zugunsten 
der professionellen Fahrausbildung 
in Deutschland vertreten.  Für zu ver-
einnahmende öffentliche Gelder  sind 
zweckgebunden in die Weiterentwick-
lung der professionellen Fahrausbil-
dung und  korrespondierende Gesetze 
zu investieren.

„Ältere Kraftfahrer“ weiterhin
mobil und sicher unterwegs
2. Mit Blick auf die demografische 
Entwicklung der Verkehrsteilnehmer in 
Deutschland erachten es  beide Ver-
bände als notwendig , Maßnahmen 
für die Aufrechterhaltung der Mobilität 
und Sicherheit „älterer Kraftfahrer“ zu 
ergreifen. Wir möchten hierzu insbe-
sondere mit den Verkehrsverlagen ein 
modernisiertes Konzept auf der Grund-
lage bereits bestehender Modelle wei-
terentwickeln bzw. neu erarbeiten und 
diese zur Kooperation einladen.

Modellversuch
„Automatikbetrieb“
3. Zur Förderung des Einsatzes von 
Fahrzeugen mit alternativem Antrieb in 
der Fahrausbildung fordern wir einen 
Modellversuch, in welchem es durch 
den Wegfall der Automatikregelung  
Fahrschulen ermöglicht wird, bspw. 
moderne Hybrid- oder Elektrofahrzeu-

ge in der professionellen Fahrausbil-
dung einsetzen zu können. Zusätzli-
che Anreize sollen durch Fördermittel 
zur Anschaffung solcher Fahrzeuge 
für Fahrschulunternehmer geschaffen 
werden. Beide Verbände werden sich 
auch auf europäischer Ebene bei der 
europäischen Kommission für einen 
entsprechenden Modellversuch in ei-
nem oder mehreren Bundesländern 
Deutschlands einsetzen.

Modellversuch
„Begleitete Prüfung“
4. Vor dem Hintergrund der momen-
tanen Bestrebungen der Bundesre-
gierung zur Förderung der Ausbil-
dungsqualität der professionellen 
Fahrausbildung fordern der IDF und 
der BDFU einen Modellversuch zur 
Einführung der „Begleiteten Prüfung“ 
im Rahmen der praktischen Fahrprü-
fung in der Klasse B analog zu den 
Klassen A und T. Bei gleichzeitiger 
Umsetzung des Punktes 3 dieser Er-
klärung (s. o.) wäre hier der Einsatz 
von Prüfungsfahrzeugen der Klasse 
E-Smart oder ähnlicher Fahrzeugkon-
zepte möglich.

Moderner Unterricht
5. Die heutige Verkehrspädagogik 
muss auch die modernen technischen 
Möglichkeiten in der Unterrichtsge-
staltung nutzen. Dies betrifft sowohl 
theoretische als auch praktische Un-
terrichtssequenzen. Zum Beispiel kann 
durch das (audio-visuelle) Aufzeichnen 
des Verkehrsverhaltens in bestimmten 

Situationen dem Fahrschüler die Mög-
lichkeit eröffnet werden, sich selbstkri-
tisch oder diskursiv mit dem Fahrlehrer 
und/oder anderen Lernenden in einer 
Arbeitsgruppe im theoretischen Unter-
richt auseinanderzusetzen. 

Bei solchen Einsätzen neuer Medien 
werden persönliche Daten der Schüler 
verwandt und notwendigerweise auch 
gespeichert. Diese Problematik - Erhe-
ben von, Arbeiten mit und das zeitwei-
se Speichern solcher Daten mit Wissen 
und im Einvernehmen mit den betrof-
fenen Kandidaten - ist aus Sicht von 
BDFU und IDF bislang noch zu wenig 
geregelt. Hier fordern beide Verbände 
den Gesetzgeber auf, adäquate gesetz-
liche Regelungen zu treffen, um mög-
lichem Missbrauch solcher Daten a 
priori zu begegnen und damit zum ei-
nen den Fahrschüler zu schützen sowie 
zum anderen gleichzeitig dem Fahr-
lehrer Rechtssicherheit im Falle solcher 
Medieneinsätze zu verschaffen.

Anstelle von ASP: FeS
Aufbauseminare, die bis zum Ab-
lauf des 30. April 2014 nach § 4 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 in der 
bis zum Ablauf des 30. April 2014 
anwendbaren Fassung angeordnet, 
aber bis zum Ablauf des 30. April 
2014 nicht abgeschlossen worden 
sind, sind bis zum Ablauf des 30. 
November 2014 nach dem bis zum 
Ablauf des 30. April 2014 anwend-
baren Recht durchzuführen.

Abweichend hiervon kann anstelle 
von Aufbauseminaren, die bis zum 
Ablauf des 30. April 2014 nach § 
4 Abs. 3 Satz 1 Nummer 2 in der 
bis zum Ablauf des 30. April 2014 
anwendbaren Fassung angeordnet, 
aber bis zum Ablauf des 30. April 
2014 noch nicht begonnen worden 
sind, die verkehrspädagogische 
Teilmaßnahme des Fahreignungs-
seminars absolviert werden (§65 
Abs. 3 Nr. 5 c/d StVG)

KURZ GEMELDET

Andere waren auch
schon neugierig

ANZEIGE
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WANN MUSS ICH ZUR FORTBILDUNG?
Der § 33a Abs. 1 FahrlG führt noch immer zu Diskussionen
Wann muss ich zur Fortbildung nach § 
33a Abs. 1 FahrlG? Die Fortbildungs-
pflicht für Fahrlehrer führt bedauerli-
cherweise immer noch zu Diskussionen 
zwischen diesen und Verwaltungsbe-
hörden. Nachfolgend zitieren wir den 
Kommentar von Dr. Peter Dauer (Fahr-
lehrerrecht, zu beziehen bei C.H. Beck 
München ISBN 978-3-406-59412-0), 
dessen Meinung wir uns vollumfäng-
lich anschließen. 

Dr. Dauer (Zitat Anfang): „Die Fortbil-
dungspflicht besteht alle vier Jahre. Der 
erste Vier-Jahres-Zeitraum beginnt mit 
der Erteilung der unbefristeten Fahr-
lehrerlaubnis, also der Aushändigung 
oder Zustellung des Fahrlehrerscheins 
(§ 5 Abs. 1 S. 1 FahrlG), im Fall einer 
Fahrlehrerlaubnis zur vorübergehen-
den und gelegentlichen (grenzüber-
schreitenden) Fahrschülerausbildung 
nach § 2a Abs. 1 S. 2 FahrlG ggf. mit 
Eintritt der Erteilungsfiktion nach  5 
Abs. 5 S. 5 FahrlG. Er endet nicht mit 
Ablauf eines Kalenderjahres, sondern 
genau vier Jahre nach seinem Beginn. 

Begann der erste Vierjahres-Zeitraum 
z.B. am 13.02.2009, endet er am 
13.02.2013. Fällt das Ende des Vier-
jahres-Zeitraums auf einen Sonntag, 
einen gesetzlichen Feiertag oder einen 
Sonnabend, so endet die Frist mit dem 
Ablauf des nächstfolgenden Werktags 
(§31 Abs. 3 S. 1 VwVfG). Nach Sinn 
und Zweck der Vorschrift ist davon 
auszugehen, dass die weiteren Vierjah-
res-Zeiträume jeweils unmittelbar an-
schließen und nicht davon abhhängig 
sind, ob der Betroffene seiner Fortbil-
dungspflicht fristgemäß nachgekom-
men ist oder nicht.

Kommt der Fahrlehrer seiner Fortbil-
dungspflicht erst verspätet nach Ablauf 
eines Vierjahres-Zeitraums nach, führt 
dies also nicht dazu, dass der nächste 
Vierjahres-Zeitraum zeitverzögert erst 
mit Abschluss der Lehrgangsteilnahme 
zu laufen beginnt. Andernfalls hätte 
der Fahrlehrer es in der Hand, die vom 
Gesetzgeber für die Fortbildung vorge-
schriebenen Zeitintervalle eigenmäch-
tig zu verlängern. Der jeweils neue 

Vierjahreszeitraum beginnt auch nicht 
mit dem Ende eines frühzeitig innerhalb 
des Vierjahreszeitraums besuchten Fort-
bildungslehrgangs (a.M Bouska/May, 
§33a FahrlG, Anm. 2), denn dann 
müssten Fahrlehrer, die sich frühzeitig 
weiterbilden, insgesamt häufiger Fort-
bildungslehrgänge besuchen als dieje-
nigen Fahrlehrer, die die vorgeschriebe-
nen Fortbildungslehrgänge erst gegen 
Ende des jeweiligen Vierjahreszeitraums 
besuchen. Eine solche Ungleichbehand-
lung kann vom Gesetzgeber nicht ge-
wollt sein. Mit Beginn des ersten Vierjah-
res-Zeitraums liegen somit alle weiteren 
Vierjahres-Zeiträume fest.

Ausnahmen von der Fortbildungs-
pflicht nach Abs. 1 lässt § 34 FahrlG 
nicht zu (BVerwG, Beschl. v. 5.10.2007 
– 6 B 42/07, NJW 2008 454 [455]. 
Verstöße gegen die Fortbildungspflicht 
sind ordnungswidrig (§36 Abs. 1 Nr. 
16 FahrlG). Die Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße bis zu 500 
Euro geahndet werden (§36 Abs. 2 
Fahrlehrergesetz)“ (Zitat Ende)

Unzureichende Fahreignung
bei Parkinson 
Die Fahrerlaubnisbehörde kann bei 
Autofahrern, die an Parkinson er-
krankt sind, die Vorlage eines Gut-
achtens zu seiner Fahreignung an-
ordnen.

Zu diesem Gutachten gehört auch 
die Durchführung einer Fahrverhal-
tensprobe bei einer Fahrschule. Um 
sich mit dem Fahrschulauto vertraut 
zu machen, sind ihm dafür auch 
Fahrstunden zuzumuten. 

Falls der Autofahrer sich jedoch nur 
mit einer Geschwindigkeit von 35 
km/h fortbewegt, kann ihm die Fah-
rerlaubnis entzogen werden. Denn 
so stellt er eine Gefahr für andere 
Verkehrsteilnehmer dar, die riskant 

überholen oder zu dicht auffahren. 
Eine eingeschränkte Fahrerlaubnis, 
die nur für bestimmte und bekannte 
Strecken erteilt wird, sieht das Gesetz 
nicht vor.

VGH Bayern AZ: 11 ZB 12.1052

Daten auf einer Rechnung
Diese Frage stellt sich oft: Was muss 
auf einer Rechnung stehen, damit sie 
vom Finanzamt anerkannt wird?

Nun wurde ein Urteil gefällt, dass 
es in der Leistungsbeschreibung 
vollkommen ausreicht, wenn auf 
Verträge verwiesen wird, die nicht 
der Rechnung beigefügt sind. Der 
folgende Satz „gemäß unserer Ver-
einbarung zum Projekt „ABC“ be-
rechnen wir Ihnen die von uns er-
brachten Leistungen wie folgt…“ 
sei ausreichend. Des Weiteren muss 
noch der Tagessatz, die Anzahl der 

Tage sowie die Gesamtsumme auf-
geführt werden. Das Finanzamt hatte 
dies anders gesehen.

BGH AZ V R 28/13

Zu versteuernde Zinsen
Die Zinsen der Einkommensteuerer-
stattungen, die man vom Finanzamt 
bekommt, unterliegen als Kapitalein-
künfte der Einkommenssteuer.

2010 entschied der Bundesfinanz-
hof, dass die vom Finanzamt erhal-
tenen Erstattungszinsen keine Ka-
pitaleinkünfte sind und somit nicht 
versteuert werden müssen. Doch nun 
wurde diese Rechtsprechung wieder 
geändert, denn jetzt definiert der 
Gesetzgeber die Erstattungszinsen 
vom Finanzamt als Kapitaleinkünf-
te. Daher bleibt für eine andere Be-
trachtung kein Raum.

BFH AZ VIII R 36/10

KURZ GEMELDET

Der Interessenverband Deutscher Fahrlehrer (IDF) informiert
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Die Seminargebühr ist mehrwertsteuerfrei lt. Umsatzsteuergesetz § 4 Nr. 21
Unsere Seminare gelten in allen Bundesländern. Weitere Termine auf Anfrage

Aktualisierung unter www.fahrlehrerweiterbildung.de

SRK Seminare Robert Klein
Stadtberg 32

89312 Günzburg
Telefon: 08221-31905
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DOPPELTE LEISTUNGEN GEFORDERT
„Besonders hohe Anforderungen“ an die physische Leistungskraft von Fahrlehrern?
Müssen Fahrlehrer bei der psychome-
trischen Untersuchung im Rahmen der 
Verlängerung einer Fahrerlaubnis der 
Klassen C/CE, D/DE gegenüber „nor-
malen“ Fahrerlaubnisinhabern dop-
pelte Leistungen erbringen? Auf diesen 
Standpunkt stellte sich eine Fahrer-
laubnisbehörde im südlichen Bayern. 
Die Angelegenheit gipfelte darin, dass 
die Sachbearbeiterin dem Fahrlehrer 
drohte, ihm alle Fahrschulerlaubnisse 
zu widerrufen, wenn er keine entspre-
chende ärztliche Bescheinigung vor-
legte. Da die Angelegenheit den Cha-
rakter einer Posse hat, schildern wir die 
Geschichte hier im Einzelnen:

Im März 2014 unterzog sich der be-
troffene Fahrlehrer der Untersuchung 
gem. § 12 Abs. 6, 48 Abs. 4 Nr. 4 und 
Abs. 5 Nr. 2 der Fahrerlaubnisverord-
nung (FeV), die er für seine Fahrschu-
lerlaubnis D/DE benötigte. Im Rahmen 
der verkehrsmedizinischen Untersu-
chung erreichte er zweimal den Pro-
zentrang 37, einmal 35 und zweimal 
22. Nach den Begutachtungsleitlinien 
zur Kraftfahreignung der Bundesanstalt 
für Straßenwesen (BASt) soll mehrheit-
lich der Prozentrang 33 überschritten 
sein, der Prozentrang 16 darf nicht un-
terschritten werden. In diesem Rahmen 
lagen die Ergebnisse des Fahrlehrers, 
da mehrheitlich der Prozentrang 33 
überschritten und der Prozentrang 16 
in keinem der fünf Test unterschritten 
war.

Dies interessierte die Verwaltungsbe-
hörde bzw. die dortige Sachbearbeite-
rin allerdings wenig. Etwa einen Monat 
nach dem er die Untersuchungsergeb-
nisse vorgelegt hatte, erhielt der Fahr-
lehrer nämlich folgendes Schreiben 
(die Unterstreichungen im folgenden 
Text erfolgten durch den Verfasser die-
ser Zeilen):

„Sie sind Inhaber einer Fahrlehrerlaub-
nis für die Klassen A, BE, CE und DE 
und 	 betreiben eine eigene Fahr-
schule. Im Zuge der Verlängerung Ihrer 

Fahrerlaubnis der Klasse DE ergaben 
die psychometrischen Untersuchungen 
im Rahmen des betriebsmedizinischen 
Fachgutachtens zur Beurteilung Ihres 
Fahrtauglichkeit für Reaktionsfähigkeit 
und Belastbarkeit 22 %. Auch die üb-
lichen Werte bewegten sich nur knapp 
über 33 %. Die geforderten Werte sind 
für Inhaber einer Fahrerlaubnis gerade 
noch ausreichend. Gemäß § 2 Abs. 1 
Nr. 2 FahrlG sind jedoch an den Be-
ruf des Fahrlehrers besonders hohe 
Anforderungen gestellt, sodass die 
psychische Leistungskraft nicht an der 
untersten Grenze liegen darf, was von 
einem Inhaber der entsprechenden 
Fahrerlaubnis gefordert wird.“

Im Folgenden verlangte die Sachbear-
beiterin vom Fahrlehrer die Vorlage ei-
nes medizinisch psychologischen Gut-
achtens (MPU) und drohte ihm für die 
Nichtvorlage an, die Fahrschulerlaub-
nis zu widerrufen. Des Weiteren ordne-
te die Sachbearbeiterin folgendes an:

„Die Begutachtung hat unter fol-
gender Fragestellung zu erfolgen:

Erfüllt Herr … die besonderen körper-
lichen und geistigen Anforderungen 
eines 	 Fahrlehrers?“

Völlig verunsichert und empört wandte 
sich der Fahrlehrer an einen Rechtsan-
walt (den Verfasser dieser Zeilen). In 
der Zwischenzeit hatte sich der Fahr-
lehrer einer erneuten Untersuchung 
seines Leistungsvermögens unterzo-
gen, da er bei der ersten Untersu-
chung gesundheitlich beeinträchtigt 
war. Bei dieser Untersuchung erreichte 
der Fahrlehrer folgende Prozentränge: 
zweimal 62, jeweils einmal 50, 46 
und 31. Somit lagen alle Prozentränge 
über 33. 

Dieses Untersuchungsergebnis sandte 
der Verfasser an die Fahrerlaubnisbe-
hörde mit folgendem Begleitschreiben 
(Auszug):
„… Sie sind der Auffassung, dass gem. 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 FahrlG an den Beruf 
des Fahrlehrers besonders hohe An-
forderungen gestellt sind, so dass die 
physische  Leistungskraft nicht an der 
unteren Grenze liegen dürfe, was von 
einem Inhaber der entsprechenden 
Fahrerlaubnis gefordert werde. Des 
Weiteren müssten an die Zuverlässig-
keit des Inhabers einer Fahrschuler-
laubnis sowie einer Fahrlehrerlaubnis 	
höhere Anforderungen gestellt wer-
den, als an den Inhaber einer Fahrer-
laubnis.

Es mag durchaus zutreffend sein, dass 
letzteres der Fall ist. Die Zuverlässig-
keit meines Mandanten steht jedoch 
außer Frage, hat jedoch nichts mit 
geistiger, körperlicher, oder fachlicher 
Eignung zu tun, da dies gesonderte 
Tatbestandsmerkmale des § 2 	 Abs . 
1 Nr. 2 FahrlG sind.

Sie vertreten die Auffassung, Sie könn-
ten gemäß § 33 Abs. 3 FahrlG in 
vorliegendem Fall die Vorlage eines 
amts- oder fachärztlichen Zeugnisses 
oder eines Gutachtens einer amtlich 
anerkannten Begutachtungsstelle für 
Fahreignung verlangen, da Tatsachen 
bekannt geworden seien, die Beden-
ken gegen die geistige oder körperli-
che Eignung meines Mandanten be-
gründen. Dies ist jedoch nicht der Fall. 
Dass an die physische Leistungskraft 
eines Fahrlehrers höhere Anforderun-
gen zu stellen sind, als an die eines 
Berufskraftfahrers der Klasse D, der 
tagtäglich hunderte von Menschen 
befördert, erschließt sich weder aus 
dem Gesetz noch aus den Richtlinien 
der BASt. Vielmehr ist für einen Fahr-
lehrer mangels Rechtsverordnung über 
die Anforderungen an die geistige und 
körperliche Eignung auf die Eignungs-
voraussetzungen für die Erteilung einer 
Fahrerlaubnis (§ 2 Abs. 4 StVG, §§ 11-
14 mit Anlagen 4, 5 und 6 FeV) zu-
rückzugreifen. Ergänzend können die 
Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahre-
reignung (BASt-Bericht M 115) heran-
gezogen werden, denen allerdings kei-
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ne normative Verbindlichkeit zukommt 
(vgl. Dauer, Fahrlehrerrecht, Anm. 5 zu 
§ 2 FahrlG).

Die vorgenannten Anforderungen 
hat mein Mandant ausweislich des 
Ihnen vorgelegten Gutachtens vom 
31.03.2014 erfüllt. Gleichwohl hat 
sich mein Mandant, da seine Leis-
tungsfähigkeit aufgrund einer Erkäl-
tung am 31.03.2014 beeinträchtigt 
war, nochmals dem physischen Leis-
tungstest unterzogen. Hieraus ergeben 
sich weitaus höhere Prozentränge, wie 
Sie aus beigefügter beglaubigter Kopie 
selbst ersehen können. Alle Prozent-
ränge liegen über 33 %, überwiegend 
sogar erheblich darüber.

Die erneute Beibringung eines Voll-
gutachtens, wie Ihrerseits gefordert, ist 
nicht erforderlich, da sich Ihre Zweifel 
lediglich auf diese Prozentränge stüt-
zen. Doch selbst wenn mein Mandant 
zu der Beibringung des geforderten 
Gutachtens verpflichtet wäre, wäre 
dies derzeit nicht möglich, denn Sie 
teilen in Ihrem vorbezeichneten Schrei-
ben leider nicht mit, welche „die be-
sonderen körperlichen und geistigen 
Anforderungen eines Fahrlehrers“ sein 
sollen. Da hierzu keine Rechtsverord-
nung vorliegt, müsste der Gutachter 
diese Anforderungen erfinden, was 
den Wert des Gutachtens an sich in 
Frage stellt.

Wir gehen daher davon aus, dass sich 
damit Ihr Schreiben vom 23.04.2014 
erledigt hat. Andernfalls bitten wir um 
konkrete Benennung der „besonderen 
körperlichen und geistigen Anforde-
rungen eines Fahrlehrers“.“

Hierauf antwortete die Erlaubnisbe-
hörde wie folgt:

„… wir bestätigen den Eingang der 
psychometrischen Untersuchung von 
Herrn Dr. L…
	
Obwohl die Ergebnisse bei Herrn Dr. 
L… besser ausfielen als bei Herrn Dr. 
H…, wo unterdurchschnittliche Werte 
erreicht wurden, entspricht das späte-
re Ergebnis gerade noch dem Durch-

schnitt. Wir dürfen dabei nochmals auf 
den Wortlaut des § 2 Abs. 1 Nr. 2 FahrlG 
hinweisen, der besagt, dass an den In-
haber einer Fahrlehrerlaubnis besonders 
hohe Anforderungen gestellt werden. 
Die Leistungswerte müssen eher über-
durchschnittlich sein. Ein Fahrlehrer 
fungiert nicht nur als Führer des Kraft-
fahrzeugs, er muss auch zusätzlich sei-
nen Fahrschüler überwachen. Er hat 
also alle geforderten Leistungen dop-
pelt zu erfüllen.

Auf eine medizinisch psychologische 
Untersuchung bei einer amtlich an-
erkannten Untersuchungsstelle kann 
deshalb nicht verzichtet werden. Abzu-
klären sind auch die in den vorliegen-
den Ergebnisberichten aufgezeigten 
großen Schwankungen der Leistung 
Tagesformen. Diese sollten für die Zu-
kunft dauerhaft ausgeschlossen wer-
den…“

Der Verfasser ließ jedoch nicht locker, 
schließlich fehlte noch immer die kon-
krete Benennung der „besonderen 
körperlichen und geistigen Anforde-
rungen eines Fahrlehrers“ und wandte 
sich mit folgendem Schreiben noch-
mals an die Behörde:

„Ihr Schreiben vom 07.05.2014 ha-
ben wir am 09.05.2014 erhalten. 
Dort weisen Sie auf den Wortlaut des 
§ 2 Abs.1 Nr. 2 FahrlG hin, der nach 
Ihrer Auffassung besagt, „dass an den 
Inhaber der Fahrlehrerlaubnis beson-
ders hohe Anforderungen gestellt wer-
den, die Leistungswerte müssen eher 
überdurchschnittlich sein“. 

Vielleicht liegt Ihnen eine andere Fas-
sung des FahrlG vor, denn in der uns 
vorliegenden Fassung lautet § 2 Abs. 
1 Nr. 2 FahrlG wie folgt: „Die Fahr-
lehrerlaubnis wird erteilt, wenn der Be-
werber [...] 2. geistig, körperlich und 
fachlich geeignet ist und keine Tatsa-
chen vorliegen, die ihn für den Fahr-
lehrerberuf als unzuverlässig erschei-
nen lassen […]“.

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 FahrlG enthält ins-
besondere nicht die Regelung, dass 
Fahrlehrer „alle geforderten Leistun-

gen doppelt“ zu erfüllen haben, wobei 
offen ist, welches denn die geforderten 
Leistungen sind. 

Bevor Sie uns nicht, wie bereits in un-
serem Schreiben vom 25.04.2014 
gebeten, die „besonderen körperli-
chen und geistigen Anforderungen 
eines Fahrlehrers“ konkret benennen, 
insbesondere die rechtliche Grundla-
ge hierzu, wird der Gutachter außer-
stande sein, die gewünschten Informa-
tionen zu erteilen. Wir dürfen höflichst 
nochmals auf die Kommentierung in 
Dauer, Fahrlehrerrecht, Anm. 5 zu § 2 
FahrlG hinweisen.“

Daraufhin teilte die Fahrerlaubnisbe-
hörde lapidar mit:

„nach nochmaliger Überprüfung der 
Sach- u. Rechtslage sehen wir von wei-
teren Maßnahmen ab. Unsere Anord-
nung zur Vorlage eines Gutachtens v. 
23.04.2014 ist somit gegenstandslos.“

Anmerkung des Autors
Der Schriftwechsel spricht zwar für 
sich, dennoch kann ich mir ein paar 
Anmerkungen nicht verkneifen. Der 
Fall zeigt sehr deutlich, wie manche 
Sachbearbeiter vom hohen Ross her-
ab Fahrlehrer behandeln und biswei-
len auch regelrecht schikanieren. Der 
Fahrlehrer im oben gezeigten Fall hat 
sich professionelle Hilfe geholt, was 
schließlich zum Erfolg führte. Es ist mit 
an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit davon auszugehen, dass die 
Sache für ihn wesentlich schlechter 

RA Dietrich Jaser
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ausgegangen wäre, wenn er keinen 
Anwalt beauftragt hätte. Offenbar 
hat die Sachbearbeiterin der Fahrer-
laubnisbehörde nach dem letzten An-
waltsschreiben im Regierungspräsidium 
nachgefragt, wie denn die Rechtslage 
tatsächlich ist. Dort wurde sie vermutlich 
darauf hingewiesen, dass es mangels 
Rechtsverordnung keine verbindlichen 
Vorgaben gibt und schon gar nicht, dass 
alle geforderten Leistungen doppelt er-
füllt werden müssen. Letzteres ist, wie 
aus zuverlässiger Quelle zu erfahren 

war gar nicht möglich, weswegen vom 
Fahrlehrer unmögliches verlangt wurde. 

Der Fall zeigt aber auch, dass es sich 
lohnt, in solchen Angelegenheiten ei-
nen im Fahrlehrerrecht versierten und 
erfahrenen Anwalt hinzuzuziehen, 
auch wenn dadurch Kosten entste-
hen. Im vorliegenden Fall war eine 
einstandspflichtige Rechtsschutzver-
sicherung vorhanden, die die Kosten 
(mit Ausnahme der Selbstbeteiligung) 
übernahm. Da kein Gerichtsverfahren 

anhängig war, konnten die Kosten lei-
der nicht dem Landratsamt auferlegt 
werden. Gerade in solchen Fällen 
zeigt es sich, wie wertvoll eine Rechts-
schutzversicherung für Fahrlehrer ist, 
die verwaltungsrechtliche Angelegen-
heiten einschließlich des vorgerichtli-
chen Verfahrens abdeckt.

Dietrich Jaser | Rechtsanwalt 
Bahnhofstraße 8
89312 Günzburg
www.domusjuris.de

HAFTUNGSFALLE FÜR UNTERNEHMER
Künstlersozialkasse verlangt Abgaben bei Beauftragung von Selbständigen
Hauptberufliche Künstler sind zwangs-
weise Mitglied der Künstlersozialver-
sicherung. Zur Finanzierung dieser 
Sozialkasse hat der Gesetzgeber den 
Auftraggebern von Künstlern eine be-
sondere Abgabe aufgebürdet. Zum 
Jahresbeginn 2014 wurde nun der 
Abgabesatz zur Künstlersozialkasse 
von 4,1 % auf 5,2 % angehoben. Die-
se Abgabe ist vom Auftraggeber direkt 
an die Künstlersozialversicherung zu 
überweisen. Er fällt automatisch und 
zusätzlich zum Honorar/Entgelt für 
den Künstler an.

Die typischen Verwerter von künstleri-
schen Leistungen sind sich dessen be-
wusst (Verlage, Presseagenturen, The-
ater, Orchester, Rundfunk, Fernsehen, 
Galerien, Kunsthandel, Museen usw.). 
Häufig nicht bekannt ist die Abgabe-
pflicht jedoch bei Unternehmern und 
gemeinnützigen Vereinen, die z.B. für 
ihren eigenen Betrieb Werbung oder 
Öffentlichkeitsarbeit betreiben und 
dazu einen selbständigen Künstler be-
auftragen. Dieser muss hierbei nicht 
hauptberuflich tätig sein. Hier greift 
auch unabhängig von der Branche die 
Abgabepflicht.

Folgende „künstlerische“ Arbeiten sind 
z.B. von der Künstlersozialabgabe be-
troffen:

•	 Erstellung einer Homepage / In-
ternetauftritt (Webdesigner)

•	 Gestaltung von Flyern, Prospekten 

und Verkaufskatalogen zu Wer-
bezwecken (Fotograf / Grafiker / 
Werbeagentur)

•	 Entwurf von Verpackungen (Desi-
gner)

•	 Zeitschriften, Broschüren, Zei-
tungsartikel

•	 Veranstaltung von Konzerten, The-
ateraufführungen und Vorträgen

Erfolgt die Auftragserteilung an Künst-
ler nur gelegentlich, sind Sie als Un-
ternehmer nicht abgabepflichtig. Ent-
scheidend sind sowohl das Volumen 
als auch die Häufigkeit der Aufträge 
in einem Zeitraum. Klare Vorgaben 
gibt es nur im Bereich von Veranstal-
tungen. Das Gesetz gibt hier eine Un-
schädlichkeitsgrenze von drei Veran-
staltungen im Jahr vor. Für sämtliche 
sonstigen Aufträge an Künstler gibt es 
jedoch keine klaren Grenzen. In Zwei-
felsfällen empfiehlt es sich, mit ihrem 
steuerlichen Berater zu sprechen.

Die Prüfung der Abgabepflicht über-
nimmt in der Regel die Deutsche Ren-
tenversicherung, die bisher im Rahmen 
der allgemein durchgeführten, alle vier 
Jahre stattfindenden Sozialversiche-
rungsprüfung Stichprobenkontrollen 
vorzunehmen hat. Diese Kontrollen sol-
len laut einem Entwurf des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales nun häu-
figer erfolgen. Außerdem soll auch die 
Künstler-sozialkasse selbst prüfen dür-
fen. Bei der Künstlersozialversicherung 
sind die selbständigen freien Künstler 

renten-, kranken- und pflegeversichert. 
Diese bezahlen wie Arbeitnehmer nur 
die Hälfte der Beiträge. Die übrigen 50 
% werden vom Bund und den Unter-
nehmen bezahlt, die die Leistungen der 
Künstler in Anspruch nehmen.

Quelle: Geißler Steuerberatungsge-
sellschaft, 89364 Rettenbach

Prüfung der Arztrechnung 
bei Privatversicherungen
Bevor man die Arztrechnung von 
Privatversicherten bei der Kranken-
kasse einreicht, sollte man diese 
zuerst prüfen. Denn bei nicht er-
brachten, aber berechneten Leis-
tungen kann die Krankenkasse 
Geld zurückverlangen. 

So erging es einer Münchnerin. 
Denn bei ihr wurde neben einer 
tatsächlich erbrachten Bioreso-
nanztherapie, unter anderem noch 
eine Akupunktur- sowie eine Infilt-
rationsbehandlung berechnet.

Als das erkannt wurde, forderte 
die Krankenkasse das Geld für die 
Leistungen zurück.

Dies ist laut dem Amtsgericht Mün-
chen rechtskräftig.

AG München, AZ 282 C 28161/12

KURZ GEMELDET
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In dieser Ausgabe haben wir wieder jede Menge Beiträge zum Thema Steuern aufgenommen. Es geht um Vereinfachungen im Steuerrecht, Steuerfreibe-
träge und unter anderem auch um die Bauabzugssteuer.                                                                                                             Foto: (c) bluedesign - fotolia.com

STEUERFREIBETRAG FÜR PFLEGELEISTUNGEN
Nach § 13 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG besteht 
die Möglichkeit, bis zu 20.000 Euro im 
Rahmen einer Erbschaft steuerfrei zu-
zuwenden, wenn der Empfänger den 
Erblasser unentgeltlich oder nur gegen 
ein unzureichendes Entgelt gepflegt 
oder diesem Unterhalt gewährt hat.

Voraussetzung ist, dass die Zuwendung 
im Rahmen des Erbes als angemesse-
nes Entgelt anzusehen ist. Der Freibe-
trag soll die freiwillige Pflegeleistung 
oder finanzielle Aufwendungen be-
günstigen. Damit er geltend gemacht 
werden kann, muss der Erblasser dies 
allerdings in seiner letztwilligen Verfü-
gung (Testament oder Erbvertrag) aus-
drücklich vermerken.

Problematisch ist es bisher bei Ehegat-
ten oder Verwandten in gerader Linie, 
also Kindern oder Enkeln, die einan-
der bereits gesetzlich zum Unterhalt 
verpflichtet sind. Nach der Ansicht in 

R E 13.5 Abs. 1 der Erbschaftssteuer-
richtlinien 2011 kann der Freibetrag in 
diesen Fällen nicht gewährt werden. 
Dies wird auch in einem Erlass des 
Bayerischen Landesamts für Steuern 
vom 12.03.2014, S 3812.1.1 – 1/12 
St 34 wieder bestätigt. Das FG Nie-
dersachsen hat nun entschieden, dass 
eine nur abstrakte Unterhaltsverpflich-
tung nicht zur Versagung des Freibe-
trags führt.

Im entschiedenen Fall wäre der Erblas-
ser aufgrund seines Vermögens in der 
Lage gewesen, selbst die Kosten der 
Pflege zu tragen. In diesem Fall, so 
urteilte das Gericht, war der Erblasser 
nicht bedürftig im Sinne des gesetzli-
chen Unterhaltsrechts und es bestehe 
keine Unterhaltspflicht. Der erbschaft-
steuerliche Freibetrag wurde gewährt.

Der Erbe muss im konkreten Fall den 
Umfang und Wert der von ihm er-

brachten Leistungen nachweisen. Das 
Finanzgericht hat sich dabei an den 
Sätzen der gesetzlichen Pflegeversi-
cherung orientiert.

Gegen das Urteil wurde Revision zum 
Bundesfinanzhof eingelegt.

Quelle: Geißler Steuerberatungsge-
sellschaft, 89364 Rettenbach

Bis zu 20.000 Euro im Rahmen einer Erbschaft steuerfrei zuwenden

Wichtiges und Interessantes
für Fahrlehrer

idfl.de
Interessenverbände
Deutscher Fahrlehrer e.V. (IDF) 

IM WEB STÖBERN!
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ENTSCHÄDIGUNGEN FÜR DAS EHRENAMT
Die steuerliche Behandlung von Auf-
wandsentschädigungen für eine eh-
renamtliche Tätigkeit hat zahlreiche 
Änderungen erfahren. Dies sowohl im 
Bereich der Einkommensteuer als auch 
der Umsatzsteuer. Nach § 4 Nr. 26 
UStG sind ehrenamtliche Tätigkeiten 
unter bestimmten Voraussetzungen von 
der Umsatzsteuer befreit.

Dies gilt für alle Tätigkeiten, die für juris-
tische Personen des öffentlichen Rechts 
ausgeübt werden. Bei allen anderen ist 
Umsatzsteuerfreiheit gegeben, wenn 
das Entgelt für die Tätigkeit nur in Aus-
lagenersatz und einer angemessenen 
Entschädigung für die Zeitversäumnis 
besteht.

Angemessen ist nach Ansicht 
der Finanzverwaltung laut einem 
BMF-Schreiben vom 02.01.2012 

immer ein Betrag bis zu 50 Euro je 
Tätigkeitsstunde und bis zu maximal 
17.500 Euro je Kalenderjahr. Dabei 
handelt es sich nach einem weiteren 
Schreiben des BMF vom 27.03.2013 
um so genannte Nichtbeanstandungs-
grenzen, d.h. die Finanzverwaltung ver-
zichtet bis zu dieser Höhe grundsätzlich 
auf eine Angemessenheitsprüfung. Bei 
darüber hinausgehenden Beträgen ist 
eine Einzelfallüberprüfung möglich. 

Der Ersatz von tatsächlich entstande-
nen Auslagen sowie die Anwendung 
der lohnsteuerlich anerkannten Pausch-
sätze für Fahrtkosten oder Verpflegungs-
mehraufwand werden dabei nicht in 
die Berechnung der Betragsgrenzen 
einbezogen.

Eine unabhängig vom Zeitaufwand 
pauschal bezahlte Vergütung ist aus-

nahmsweise zulässig, sofern in der 
Satzung vorgesehen ist, dass zwar eine 
Pauschale bezahlt wird, aber gleichzei-
tig eine durchschnittliche Anzahl von 
Stunden – etwa pro Monat – festgelegt 
sind und damit der Betrag von 50 Euro 
je Stunde nicht überschritten wird. Der 
tatsächliche Zeitaufwand muss glaub-
haft gemacht werden.
 
Aus Vereinfachungsgründen verzich-
tet die Finanzverwaltung nun auf eine 
Überprüfung, wenn der Jahresgesamt-
betrag der pauschalen Entschädi-
gungen den einkommensteuerlichen 
Freibetrag gem. § 3 Nr. 26 EStG 
nicht übersteigt; der beläuft sich seit 
01.01.2013 auf 2.400 Euro im Ka-
lenderjahr.

Quelle: Geißler Steuerberatungsge-
sellschaft, 89364 Rettenbach

Vereinfachung sowohl im Bereich der Einkommensteuer als auch der Umsatzsteuer

WENN DAS FINANZAMT FEHLER MACHT...
Obwohl das Strafbefreiungserklä-
rungsgesetz (StraBEG) nur für strafbe-
freiende Erklärungen in der Zeit vom 
01.01.2004 bis 31.12.2004 galt, ist 
ein Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) 
vom 04.12.2012 aufgrund seiner Be-
gründung aktuell auch noch sehr in-
teressant.

Im entschiedenen Fall hatte ein Steuer-
pflichtiger für 1999 positive Einkünfte 
von ca. 1 MIO DM vollständig und 
ordnungsgemäß in seinen Steuerer-
klärungen angegeben. 

rrtümlicherweise erließ das Finanzamt 
einen Einkommensteuerbescheid mit 
negativen Einkünften und einer Ein-
kommensteuerfestsetzung von 0 Euro 
sowie einen Verlustvortragsbescheid 
für die Folgejahre.

Der Steuerpflichtige macht in den fol-
genden Einkommensteuererklärungen 

den vom Finanzamt festgestellten Ver-
lust entsprechend geltend. Nachdem 
eine Betriebsprüfung angekündigt war, 
gab der Steuerpflichtige im Mai 2004 
eine strafbefreiende Erklärung ab.

Um den Höchststeuersatz auf die nun-
mehr positiv festgestellten Einkünfte 
nicht bezahlen zu müssen, behauptete 
der Steuerpflichtige, er habe durch die 
Inanspruchnahme des Verlustabzugs 
in den Folgejahren unrichtige Anga-
ben über steuerlich erhebliche Tatsa-
chen gem. § 370 Abs. 1 Nr. 1 Abga-
benordnung (AO) gemacht und damit 
eine Steuerhinterziehung begangen. 
Unter Berücksichtigung des StraBEG 
wäre damit lediglich ein Abgeltungs-
steuersatz von 25 % zur Anwendung 
gekommen.

Der BFH stellte fest, dass der Steuer-
pflichtige in seinen Steuererklärungen 
weder unrichtige noch unvollständige 

Angaben über steuerlich erhebliche 
Tatsachen gemacht hatte. Die fehler-
hafte Verlustfeststellung 1999 kam 
allein durch den Eingabefehler beim 
Finanzamt zustande. Auch die Erklä-
rungen der Folgejahre waren korrekt, 
da der Steuerpflichtige aufgrund des 
Verlustfeststellungsbescheides berech-
tigt war, den Verlustvortrag in seinen 
Steuererklärungen geltend zu machen. 
Es lag keine Steuerhinterziehung i. S. 
v. § 370 Abs. 1 Nr. 2 AO vor, da der 
Steuerpflichtige das Finanzamt nicht 
pflichtwidrig über steuerlich erhebli-
che Tatsachen in Unkenntnis gelassen 
oder diese vorenthalten hatte. Im Ge-
genteil: Er hatte seine positiven Ein-
künfte zutreffend erklärt, damit hatte 
das Finanzamt Kenntnis davon.

Der BFH stellte ferner fest, dass es 
eine darüber hinausgehende Pflicht 
des Steuerpflichtigen, das Finanz-
amt auf diesem selbst unterlaufene 

... und man diesen Fehler übernimmt, begeht man keine Steuerhinterziehung
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und aus den Steuerakten ersichtliche 
Fehler aufmerksam zu machen, nicht 
gibt. Der Steuerpflichtige muss das 
Finanzamt auch nicht auf eine sich 
daraus ergebende Möglichkeit zur 
Änderung von Steuerbescheiden zu 

seinem Nachteil hinweisen. Mit der 
Abgabe einer vollständigen und ord-
nungsgemäßen Steuererklärung hat 
der Steuerpflichtige seine Pflichten 
erfüllt. Lediglich wenn eine Erklärung 
unrichtig oder unvollständig war, ist 

der Steuerpflichtige nach § 153 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 AO verpflichtet, diese zu 
berichtigen.

Quelle: Geißler Steuerberatungsge-
sellschaft, 89364 Rettenbach

BAUABZUGSSTEUER: ZUSÄTZLICHER ABZUG
Durch das Gesetz zur Eindämmung il-
legaler Betätigung wurde zum 01. 01. 
2002 die Bauabzugssteuer eingeführt 
(§48 Einkommensteuergesetz – EStG). 
Betroffen hiervon ist jeder Unterneh-
mer i. S. d. § 2 Umsatzsteuergesetz, 
der Bauleistungen in Auftrag gibt.

Es wurde ein zusätzlicher Steuerabzug 
in Höhe von 15 Prozent für Bauleistun-
gen eingeführt.

Die Bauabzugssteuer ist vom Auftrag-
geber von der Rechnung abzuziehen 
und direkt an das Finanzamt zu mel-
den und zu zahlen. Der Auftraggeber 
muss dies selbst beachten. Der Leis-
tungserbringer ist nicht verpflichtet, in 
seiner Rechnung hierauf hinzuweisen. 
Der Leistungserbringer erhält also nur 
einen gekürzten Betrag überwiesen.

Gefährlich ist dies für den Auftragge-
ber, da er dem Finanzamt gegenüber 
haftet. Überweist er dem Leistungser-
bringer den vollen Betrag, ohne auf 
den Steuerabzug zu achten, muss er 
die Bauabzugssteuer zusätzlich an das 
Finanzamt überweisen.

Zu beachten ist, dass die Bauab-
zugssteuer auch für Bauleistungen an 
privaten Mietwohnungen eines Un-
ternehmers gilt,  sofern dieser mehr 
als zwei Wohnungen vermietet. Nicht 
betroffen sind jedoch Bauleistungen in 
der eigengenutzten Wohnung.

Die Bauabzugssteuer ist nicht abzufüh-
ren, wenn der Leistungserbringer eine 
gültige Freistellungsbescheinigung des 
Finanzamts vorlegt. Die Freistellungs-
bescheinigung muss dabei spätestens 
bei Bezahlung der Rechnung vorlie-
gen. Typischerweise übersendet der 

Leistungserbringer die Freistellungs-
bescheinigung mit seiner Rechnung. 
Ferner gibt es für die Bauabzugssteuer 
aber auch Bagatellgrenzen, z.B. bei 
Arbeiten eines Leistungserbringers von 
insgesamt bis zu 5000 Euro pro Jahr.
Nicht zu den Bauleistungen i. S. d. Ge-
setzes gehören bspw. Architekten- und 
Vermessungsleistungen, der Gerüst-
bau, die Baumaschinengestellung, der 
Auf- und Abbau von Messeständen 
oder Pflanz- und Baumschnittarbeiten.

Die meisten Bauunternehmen und 
Handwerker, die Bauleistungen, wie 
z.B. Elektroarbeiten, Installationsarbei-
ten oder Dacheindeckungen durch-
führen, haben Freistellungsbescheini-
gungen gem. § 48b EStG bei ihren 
Finanzämtern beantragt und legen 
diese ihren Rechnungen bei. Damit 
wird der Auftraggeber der Bauleistung 
von der Pflicht zur Abführung der Bau-
abzugssteuer befreit und der Leistungs-
empfänger erhält das volle Entgelt.

Die Bescheinigungen werden jedoch 
nur für einen begrenzten Zeitraum 
ausgestellt (in der Regel für drei Jahre). 
Da dieses Jahr eine Vielzahl von Be-
scheinigungen ihre Gültigkeit verlieren 
dürfte, sei eindringlich empfohlen, die 
Gültigkeit Ihrer bzw. der Ihnen vorge-
legten Bescheinigung zu prüfen. Als 
Erbringer von Bauleistungen sollten 
Sie rechtzeitig die Verlängerung beim 
Finanzamt beantragen. 

Als Auftraggeber können Sie die Gül-
tigkeit der Bescheinigung im Internet 
beim Bundeszentralamt für Steuern 
abfragen: Die Adresse lautet: http://
www.bzst.de/DE/Steuern_National/
Bauabzugsteuer/Bauabzugsteuer_
node.html.

Diese Prüfung sollten Sie immer dann 
vornehmen, wenn Sie Zweifel z.B. be-
züglich des Dienstsiegels des Finanz-
amts oder einer fehlenden Sicherheits-
nummer haben.

Falls im Zeitpunkt der Begleichung der 
Rechnung keine gültige Freistellungs-
bescheinigung vorliegen sollte und die 
Bauabzugssteuer von Ihnen dennoch 
nicht einbehalten wird, können Sie 
durch das Finanzamt in Haftung ge-
nommen werden.

Sollte die Bescheinigung durch Zeitab-
lauf ungültig geworden sein, empfiehlt 
es sich, mit dem Bauunternehmer ein 
verlängertes Zahlungsziel zu vereinba-
ren, bis dieser die neue Bescheinigung 
vorlegen kann.

Wenn Ihnen keine Bescheinigung 
vorgelegt wird, müssen Sie als Auf-
traggeber auch bei Abschlags- oder 
Teilzahlungen den Zahlungsbetrag 
inkl. Umsatzsteuer um 15 Prozent 
kürzen und beim Finanzamt anmel-
den. Die entsprechenden Formulare 
stehen online zur Verfügung unter: 
http://www.finanzamt.bayern.de/In-
formationen/Formulare/Weitere_The-
men_A_bis_Z/Bauleistungen/default.
php?f=LfSt&c=n&d=x&t=x#anm.

Dem leistenden Bauunternehmer 
sollten Sie bei Einbehalt der Bauab-
zugssteuer eine Kopie des Steueran-
meldungs-Vordrucks als Abrechnungs-
beleg überlassen. Diesen kann er dann 
bei seinem Finanzamt einreichen und 
den einbehaltenen Betrag mit eventu-
ellen Steuerschulden verrechnen.

Quelle: Geißler Steuerberatungsge-
sellschaft, 89364 Rettenbach

Auftraggeber muss Betrag von Rechnung abziehen und dem Finanzamt melden
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STEUERN SPAREN IM HAUSHALT
Beschäftigen Sie z.B. eine Putzfrau 
in Ihrem Haushalt oder haben Sie in 
jüngster Zeit in Ihrem Zuhause Arbei-
ten von einem Handwerker ausführen 
lassen? Dann haben sie die Möglich-
keit, dafür eine Steuerermäßigung zu 
bekommen. Denn nach § 35a EStG 
erhalten Sie bei haushaltsnahen Be-
schäftigungsverhältnissen, bei haus-
haltsnahen Dienstleistungen oder bei 
Handwerkerleistungen in Ihrem Haus-
halt eine Steuerermäßigung in Höhe 
von 20 Prozent der dabei angefalle-
nen Arbeitskosten.

Die Steuerermäßigung wird allerdings 
nicht unbegrenzt gewährt, sondern 
beträgt bei haushaltsnahen Beschäf-
tigungsverhältnissen max. 510 Euro, 
bei haushaltsnahen Dienstleistungen 
max. 4.000 Euro oder bei Handwer-
kerleistungen max. 1.200 Euro.

Gem. § 35a Abs. 5 Satz 3 EStG be-
nötigt der Steuerpflichtige für die Inan-
spruchnahme der Steuerermäßigung 
bei haushaltsnahen Dienstleistungen 
oder bei Handwerkerleistungen eine 
Rechnung; die Zahlungen müssen auf 
ein Konto des Empfängers erfolgen, 
Barzahlungen werden also steuerlich 
nicht anerkannt.

In der Bundesdrucksache 18/51 S. 35 
hat die Bundesregierung nun auf ein 
Anfrage hin klargestellt, dass die o. 
a. Voraussetzungen bei geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnissen (sog. Mi-
nijobs), die im Rahmen des Haushalts-
scheckverfahrens in Privathaushalten 
abgerechnet werden, nicht vorliegen 
müssen. Denn der Arbeitgeber erhält 
in diesem Fall von der Minijob-Zent-
rale zum Jahresende eine Bescheini-
gung.

Die Bescheinigung umfasst den Zeit-
raum, für den Beiträge zur Rentenver-
sicherung gezahlt wurden, die Höhe 
des Arbeitsentgelts, die vom Arbeit-
geber getragenen Gesamtsozialversi-
cherungsbeiträge und Umlagen sowie 

die einbehaltene Pauschsteuer. Bei Mi-
ni-Jobbern ist deshalb auch die Bar-
zahlung des Arbeitslohns möglich und 
damit unschädlich für die Steuerermä-
ßigung, die in diesem Fall bis zu max. 
510 Euro gewährt werden kann.

Außerdem haben sich das Bundesmi-
nisterium für Finanzen (BMF) mit einem 
Schreiben vom 10.01.2014 (Aktenzei-
chen: IV C 4 – S 2296 – B/07/0003 
:004) und die Oberfinanzdirektion 
Nordrhein-Westfalen zu einzelnen Sach-
verhalten des § 35a EStG geäußert.

Für Handwerkerleistungen, die bei 
Neubauten anfallen, ist weiterhin kei-
ne Steuerbegünstigung möglich. Aller-
dings zählen jetzt – anders als nach der 
bisherigen Auffassung des BMF – nur 
noch die Kosten zur Errichtung eines 
Haushalts bis zu dessen Fertigstellung 
dazu. Damit können Aufwendungen 
für die Schaffung neuer Wohnflächen 
in einem bereits bestehenden Haus-
halt, die z.B. bei einem Dachgeschoss- 
oder Kellerausbau anfallen, geltend 
gemacht werden.

Gem. § 35a Abs. 3 Satz 2 EStG ge-
hören Handwerkerlöhne, die bei öf-
fentlich geförderten Baumaßnahmen 
(z.B. durch ein KfW-Darlehen) anfal-
len, nicht zu den abziehbaren Aufwen-
dungen. Das BMF hat nun klargestellt, 
dass dies auch bei nur teilweise geför-
derten Maßnahmen gilt.

Können die Kosten aber einzelnen 
Baumaßnahmen zugeordnet werden, 
wie z.B. die geförderte Dämmung 
von Keller- und Geschossdecken und 
die nicht geförderte Erneuerung der 
Badinstallationen, dürfen die Hand-
werkerleistungen für die ungeförderte 
Bauleistung bei der Steuerermäßigung 
berücksichtigt werden.

Eine Einschränkung ergibt sich bei 
den Schornsteinfegerkosten, die bis 
einschließlich 2013 noch in voller 
Höhe angesetzt werden können. Ab 

2014 zählen nur noch die Kehr-, Re-
paratur- und Wartungsarbeiten zu den 
begünstigten Leistungen. Die Feuer-
stättenschau und Mess- bzw. Überprü-
fungsarbeiten sind nicht mehr abzieh-
bar.

Heimbewohner, die Dienstleistungen 
beziehen, die mit denen einer Haus-
haltshilfe vergleichbar sind, wie z.B. 
die Zimmerreinigung, die Zubereitung 
und das Servieren von Mahlzeiten, der 
Wäscheservice im Heim o. ä., können 
auch dann den 20 Prozent-igen Steu-
erabzug geltend machen, wenn kein 
eigener und abgeschlossener Haus-
halt besteht.

Dagegen sind Pflege-/Betreuungskos-
ten, Hausmeister- oder Handwerker-
leistungen u. a. weiterhin nur bei einem 
eigenen Haushalt im Heim abziehbar. 
Soweit es sich um Reparaturkosten für 
Gemeinschaftsflächen handelt, müs-
sen diese tatsächlich angefallen sein 
und dem Bewohner gegenüber direkt 
abgerechnet werden. Lediglich kalku-
latorische Kosten führen nicht zur Ab-
zugsmöglichkeit gem. § 35a EStG.

Bei Pflegeleistungen, die sowohl die 
Voraussetzungen für den Abzug als 
außergewöhnliche Belastung gem. § 
33 EStG als auch für die Steuerermä-
ßigung nach § 35a EStG erfüllen, kann 
der Steuerpflichtige die für ihn günsti-
gere Variante wählen. Zu beachten ist, 
dass beim Abzug nach § 33 EStG das 
erhaltene Pflege- und Pflegetagegeld 
gekürzt werden muss, was beim Ansatz 
als haushaltsnahe Dienstleistung nicht 
der Fall ist.

Allerdings können sowohl die zumut-
bare Belastung, die beim Ansatz nach 
§ 33 EStG abgezogen wird, als auch 
das verrechnete Pflege-/Pflegetage-
geld ergänzende bei § 35a EStG gel-
tend gemacht werden.

Quelle: Geißler Steuerberatungsge-
sellschaft, 89364 Rettenbach

Handwerkerleistungen, Haushaltshilfe oder Dienstleistungen im Alten-/Pflegeheim



Wichtiges und Interessantes
für Fahrlehrer

idfl.de
Interessenverbände

Deutscher Fahrlehrer e.V. (IDF)

FAHREIGNUNGSSEMINAR
SRK-Seminarleiterhandbuch und Teilnehmerunterlagen

für die Durchführung des verkehrspädagogischen Teils sofort erhältlich

Das Konzept ist wissenschaftlich geprüft, staatlich genehmigt
und orientiert sich an der Anlage 16 zu § 42 Abs. 2 FeV

Mit Erwerb des Handbuchs  erhalten Sie auch das Recht,
die Teilnehmerunterlagen zu kopieren. Sie bekommen diese auch kostenlos

in digitaler Form zugestellt, damit sie sie für Ihre Fahreignungsseminare ausdrucken können.

PREIS: 130 EURO
inkl. gesetzl. Mwst. und Versandkosten

Ihre Bestellung können Sie telefonisch aufgeben
unter Nr. 08221 - 3 19 05  (Mo-Fr. 10-17 Uhr)
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TEURER SEX AUF FREMDEN AUTOS
Gericht verdonnert Pärchen zu Schadensersatz - Wer den Schaden hat ...
Für den Geschlechtsverkehr auf der 
Motorhaube eines fremden Autos 
muss ein Pärchen teuer bezahlen. 
Zunächst hatten die Parteien sich auf 
einen Vergleich geeinigt. Da die Ver-
sicherung des Paares auf ein Gutach-
ten drängte, wurde dieser Vergleich 
widerrufen und ein Gutachten erstellt. 
Vor dem Amtsgericht Weiden wurde 
die Angelegenheit zwischen dem Au-
tobesitzer und dem Paar geklärt. Das 
Liebespärchen muss einen Betrag von 
knapp 2.700 Euro  und drei Viertel der 
Gerichtskosten berappen.

Das Paar hatte sich an einem Abend 
schon in einem Lokal gut amüsiert, 
als dann beide die Lust überkam. Da-
raufhin brachen sie in die gegenüber-
liegende Garage ein und vergnügten 
sich auf einem Auto. Am nächsten 
Morgen entdeckte die Ehefrau des 
Autobesitzers neben dem beschädig-

ten Garagentor ein benutztes Kondom 
neben dem Auto, eine Jacke, einen 
Schlüsselbund und einen Haarreif. 

Zerbeulte  und zerkratzte Motorhau-
be sowie Stoßfänger waren die Folge 
des Liebesspiels. Des Weiteren war 
das Nummernschild abgerissen. Laut 
einem Gutachter, der diesen Liebes-
vorgang nachgestellt hatte, sind diese 
Schäden nur auf dieses Ereignis zu-
rückzuführen.

Die Frau muss laut diesem Gutachten 
auf die Haube gesprungen sein. Um 
sich zu halten, hatte sie sich mit ihren 
Füßen an dem Nummernschild ab-
gedrückt.  Der Kläger, als Tubabläser 
bekannt, hat mit seiner Band ein Lied 
über diese Geschichte geschrieben. 
Der Song hat den Namen „Lack-Fuck“ 
oder auch „Motorhauben-Nummer“. 
In diesem Lied heißt es unter ande-

rem: „Sie steht auf Garagen und Blech 
unterm Po, sie mag Motorhauben auf 
Beckenniveau.“ Nun muss das Pär-
chen nicht nur für den Schaden auf-
kommen, sondern  auch noch den 
Spott ertragen.

Ein Pärchen aus der Oberpfalz hatte es zu bunt getrieben auf der Motorhaube eines fremden Fahrzeugs. Jetzt müssen sie dafür gerade stehen und für 
den Schaden aufkommen, den sie verurscacht haben.                                                                                                       Symbol-Foto: (c) LanaK - fotolia.com

Fahrschule aller Klassen sucht ab 
sofort zu besten Konditionen

nette Fahrlehrer/in 

nähe Augsburg. Gerne auch nur 
Kl. B Fahrlehrer/in, ob jünger 
oder auch älter, ein nettes Wesen 
und  Freundlichkeit bestechen uns. 
Kostenfrei anrufen unter 0800 / 
766-7000 oder E-Mail info@fahr-
schule-schumaier.de oder www.
fahrschule-schumaier.de.

STELLENANGEBOT
ANZEIGE



Der angestellte Chef
GmbH-Chefs, die nur einen Min-
derheitsanteil haben und Arbeitneh-
merrechte haben, sind verpflichtet 
Rentenbeiträge zu zahlen. Die gleich-
zeitige Beschäftigung eines Unterneh-
mers in gewisser Form auch wie ein 
Angestellter, kann ein Job mit Tücken 
sein.

Bei einem „Statusfeststellungsverfah-
ren“ der Rentenversicherung fand 
diese heraus, dass in dem Vertrag des 
GmbH-Chefs Urlaubsanspruch und 
Gehaltsfortzahlung im Krankheitsfall 
geregelt war. Dies ist jedoch auf die 
Beschäftigung eines leitenden Ange-
stellten zurück zu führen. Da er auch 
nur einen Minderheitsanteil ohne 
Sperrminorität an der GmbH besaß, 
war er weisungsgebunden und muss 
somit Rentenbeiträge zahlen.

Sozialgericht Dortmund
Aktenzeichen S 34 R 580/13

Keine Entlohnung
für Schwarzarbeiter
Seit August 2013 war vorhersehbar,  
dass  Schwarzarbeit in jeglicher Form 
nicht mehr lange von den Zivilrich-
tern geduldet würde. Ein Urteil laute-
te damals, dass der Auftraggeber bei 
schlechter Leistung keine Gewährleis-
tungsansprüche besitzt. Nun klagte 
ein Elektroinstallateur, der von seinem 
Auftraggeber keine Bezahlung,  auf-
grund von Mängeln an seiner Leis-
tung, erhielt. 

Das Urteil des Bundesgerichtes laute-
te, dass bei Schwarzarbeit nicht nur 
die Gewährleistungsansprüche ver-
fallen würden, sondern der Handwer-
ker auch nicht entlohnt werden müs-
se.  Der Vertrag sei nichtig, da es sich 
hier um ein gesetzliches Verbot von 
„Schwarzarbeit“ handelt.

BGH AZ VII ZR 241/13

Hohes Risiko beim Überholen
Aufgrund von risikoreichen Über-
holmanövern von Motorradfahrern 
kommt es immer wieder zu schweren 

Unfällen. Im vorliegenden Fall hatte 
sich auf einer Strecke außerhalb einer 
geschlossenen Ortschaft, auf der 70 
km/h erlaubt waren, eine Fahrzeug-
kolonne gebildet. Diese bewegte sich 
lediglich mit 25 bis 30 km/h fort.

Ein Motorradfahrer wollte mit ca. 75 
bis 80 km/h die Kolonne überholen. 
In diesem Moment scherte die Fahre-
rin eines Pkws aus der Kolonne, um 
in einem Wirtschaftsweg zu wenden. 

Obwohl die Pkw-Fahrerin ordnungs-
gemäß geblinkt hatte, erfasste sie 
den Motorradfahrer. Schwere Verlet-
zungen des Motorradfahrers und ein 
Totalschaden des Motorrads waren 
die Folgen. 

Da das Gericht in seinem Fahrver-
halten ein erhebliches Mitverschul-
den sah, erhielt der Motorradfahrer 
nur die Hälfte der geltend gemach-
ten Schadenersatz- und Schmerzens-
geldansprüche.

LG Tübingen, AZ 5 O 80/11
 
Vorfahrt am Ende einer
verkehrsberuhigten Zone
Welchem Autofahrer steht die Vor-
fahrt zu, wenn laut Verkehrsschild 
eine verkehrsberuhigte Zone endet?

Ein Autofahrer befuhr eine ver-
kehrsberuhigte Zone, bis diese in 
eine Querstraße einmündete und 
endete. Das Verkehrszeichen „Ende 
verkehrsberuhigte Zone“ (Zeichen 
326) stand zehn Meter vor der Ein-
mündung.

Als der Autofahrer in die Querstra-
ße einfuhr, stieß er mit dem von links 
kommenden Fahrzeug zusammen, 
weil er der Meinung war, dass dort 
die Regel „Rechts vor Links“ gelte. 

Der gegnerische Fahrzeugführer war 
der Meinung, dass derjenige, der aus 
einer verkehrsberuhigten Zone aus-
fährt, grundsätzlich wartepflichtig sei. 
Das Landgericht stellte sich auf dem 
Standpunkt, dass ab dem Verkehrs-
zeichen „Verkehrsberuhigte Zone 

Ende“ die Regel „Rechts vor Links“ 
gelten würde. Damit habe der von 
links Kommende wohl die Vorfahrt 
verletzt.

Der Bundesgerichtshof war mit die-
sem Urteil jedoch nicht einverstan-
den, hob das Urteil auf und wies 
den Fall mit folgender Begründung 
zurück: Der von links kommende 
Fahrzeugführer habe sich darauf ver-
lassen können, unter anderem we-
gen der auffälligen Gestaltung der 
Straßenflächen an der Grenze zur 
verkehrsberuhigten Zone, dass der 
Fahrer des einfahrenden Fahrzeugs, 
also der von rechts Kommende, ganz 
besonders vorsichtig fahren werde, 
weil er aus einer verkehrsberuhigten 
Zone kam.

In diesem Fall gelte die Regel „Rechts 
vor Links“ nicht, weil das Schild we-
niger als 30 Meter vor der Querstra-
ße aufgestellt war und Autofahrer 
sehr wohl bemerken, dass sie die 
verkehrsberuhigte Zone verlassen. 
Sie dürfen dann nicht auf die Regel 
„Rechts vor Links“ vertrauen.

Urteil des Bundesgerichtshofs
vom 20.11.2007,
Aktenzeichen VI ZR 8/07

Keine Steuerminderung bei 
Spende außerhalb der EU
Eine Spende an den Papst wirkt in 
Deutschland nicht steuermindernd. 

Ein GmbH-Geschäftsführer hat dem 
ehemaligen Papst Benedikt XVI. einen 
Scheck über 50.000 Euro überreicht. 

Hierfür erhielt die Firma eine Spen-
denbescheinigung vom „Staatssekre-
tär seiner Heiligkeit“ unterschrieben. 

Jedoch kam es dabei zu keinem Steu-
erabzug, denn laut dem Finanzgericht 
sei das nur möglich, wenn der Spen-
denempfänger in einem EU-Staat 
wohnt. Der Vatikan gehört aber nicht 
zu EU.

FG Köln, Az.: 13 K 3735/10
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Fahrzeugpfand
Nach einer Reparatur am Fahrzeug 
in einer Werkstatt kann diese bei Un-
stimmigkeiten bezüglich der Zahlung 
ein Pfandrecht am Fahrzeug erheben. 
Dies ist jedoch nur möglich, wenn der 
Auftraggeber gleichzeitig auch der Ei-
gentümer des Fahrzeuges ist. 

Ein Mann hatte eine Autolackiererei 
dazu beauftragt, am Oldtimer seiner 
Frau Ausbesserungsarbeiten vorzu-
nehmen. Daraufhin folgten zwei Kos-
tenvoranschläge. Der zweite enthielt 
jedoch einen höheren Preis und den 
Vermerk „Verkaufslackierung ohne 
Garantie“. Dieser Vorschlag wurde 
vom Auftraggeber mit der Begrün-
dung, dass eine Verkaufslackierung 
nicht die gewünschte Qualität ent-
halte, abgelehnt. Daraufhin stellte die 
Werkstatt die Arbeiten am Fahrzeug 
ein. Der Mann sollte jedoch für die 
bereits gebrachte Leistung bezahlen, 
ansonsten ziehe die Werkstatt das 
Auto als Pfand ein. 

Darauf folgte eine Klage der Ehefrau, 
die auch Eigentümerin des Fahrzeu-
ges war. Das Gericht gab ihr Recht, 
da ein Unternehmerpfandrecht der 
Werkstatt nur an Sachen des Auf-
traggebers geltend gemacht werden 
kann. Der Anspruch auf die Bezah-
lung der erbrachten Leistung gelte 
auch nur dem Auftraggeber gegen-
über. Erteilt also jemand anderes 

als der Eigentümer einer Werkstatt 
den Auftrag das Auto zu reparieren, 
kann der Eigentümer sein Fahrzeug 
jederzeit zurückverlangen, da die-
ser keinen Vertrag mit der Werkstatt 
eingegangen ist. Aus diesem Grund 
können bei ihm auch keine Rechte 
geltend gemacht werden.

Bundesgericht Karlsruhe
Aktenzeichen 9 U 168/11

Kein Anspruch auf 
Versicherungsschutz
für Unfallflüchtige
Beim unerlaubten Verlassen des Un-
fallortes begeht man nicht nur eine 
Straftat, zusätzlich bleibt der Versiche-
rungsschutz aus.

Wenn sich ein Autofahrer nach einer 
Kollision mit der Leitplanke vom Un-
fallort entfernt und die Polizei nicht 
verständigt, verletzt er seine Aufklä-
rungsobliegenheiten gegenüber der 
Versicherung. Die Kaskoversicherung 
muss  den Fahrzeugschaden nicht er-
setzen. 

Ein Autofahrer ist im Baustellenbe-
reich einer Autobahn mit der linken 
Fahrzeugseite an einer Leitplanke 
vorbeigeschrammt. Der Polizei teilte 
er es nicht mit. Er wollte seinen Fahr-
zeugschaden jedoch ersetzt haben 
und meldete es seiner Kaskoversiche-
rung. 

Die Versicherung lehnte es ab, den 
Schaden zu begleichen, weil der ver-

sicherte Autofahrer die Pflicht hat, al-
les Nötige zu tun was für die Klärung 
des Schadensereignisses erforderlich 
ist.

Unterlässt er dies, indem er sich uner-
laubt vom Unfallort entfernt, verstößt 
er gegen seine Mitwirkungspflicht 
zur Aufklärung beizutragen. Die Ver-
sicherung ist dann nicht verpflichtet, 
den Schaden zu bezahlen. Der Auto-
fahrer hätte den Unfall bei der Polizei 
anzeigen müssen.

Landgericht Krefeld
Aktenzeichen 5 O 100/12

KURZ GEMELDET

Unsere aktuellen Seminartermine 
finden Sie im Internet unter der fol-
genden Adresse:

fahrlehrerweiterbildung.de

oder auf Seite 8 dieser Ausgabe. 
Melden Sie sich im Internet für Ih-
ren Kurs an.

Schneller geht‘s mit QR-Code:

KURSE AKTUELL



Fahrlehrerpost Ihre Fortbildung 03/14 | 8. Jahrgang | August - September - Oktober 2014 Seite 20

SRK Seminare Robert Klein | Stadtberg 32 | 89312 Günzburg | Tel.: 08221/31905 | E-Mail: info@fahrlehrerweiterbildung.de
Alle Informationen in der Fahrlehrerpost werden unverlangt erteilt. Sie erfolgen unter Ausschluss einer Rechtspflicht zur Fortsetzung und Haftung.

WAS MAN ÜBER SCHUFA WISSEN MUSS
Kostenlosen Service nutzen und gespeicherte Daten ein Mal im Jahr überprüfen
Die Vielfalt der Auskunfteien
Die größte und wichtigste Auskunftei 
ist die Schufa. Die hat nämlich Ein-
träge über 66 Millionen Verbraucher. 
Diese Auskünfte werden von ungefähr 
8000 Firmenkunden genutzt. Danach 
kommen Creditreform, Deltavista und 
Bürgel. Insgesamt gibt es mehr als 
hundert Firmen, die sich darum küm-
mern, die Daten zu analysieren.

Woher hat die
Schufa meine Daten?
Bei einer Online-Bestellung oder ei-
nem Handyvertrag stimmt man meis-
tens bei dem Kauf oder mit der Un-
terschrift im Vertrag einer Klausel zu, 
die besagt, dass die Weitergabe der 
Daten an Dritte erlaubt ist. Dadurch 
werden die Daten an solche Auskunf-
teien gemeldet.

Daten, die in der
Schufa enthalten sind
Daten, die in der Schufa gespeichert 
sind, sind Personendaten wie Name, 
Geburtsdatum, Geburtsort und An-
schrift. Auch Daten wie Bankkonten, 
Kreditkarten, Kredite oder Bürgschaf-
ten werden gespeichert.

Des Weiteren werden Handy- und 
Leasingverträge, unbezahlte Rech-
nungen sowie Insolvenzen aufgeführt. 
Allerdings dürfen nur rechtskräftig 
festgestellte offene Forderungen be-

rücksichtigt werden.  Niemand muss 
befürchten, dass Daten wie z.B. Ein-
kommen, Kontostände, Vermögen, 
Beruf, Familienstand, Nationalität und 
Kaufverhalten in der Schufa zu finden 
sind. 

Weiterleitung der Daten
Auf Grundlage dieser Daten und dem 
„Scoring“, einem mathematisch-statis-
tischen Verfahren wird das Zahlungs-
verhalten eines Verbrauchers ermittelt. 
Diese Aussage soll die Wahrschein-
lichkeit, mit der der Kunde einen Kre-
dit zurückzahlen kann, einschätzen. 
Nachdem dies herausgefunden wur-
de, werden diese Werte an Banken, 
Telefonanbieter oder Versandhändler 
verkauft. Diese schätzen mit den Ana-
lysen den Käufer ihrer Ware ein. Der 
muss dann je nach Wert, Vorkasse 
leisten oder darf auf Rechnung zahlen, 
bekommt einen günstigen Kredit oder 
muss hohe Zinsen aufbringen. 

Eigene Prüfung
meiner Schufa-Daten
Jeder kann den einmal jährlich kosten-
losen Service nutzen und seine Schu-
fa-Akte einsehen. Dies sollte auch jeder 
schriftlich bei der jeweiligen Auskunftei 
einreichen, dabei sollte man die ge-
speicherten Daten und deren Herkunft, 
Empfänger dieser Daten, die aktuel-
len und die in den vergangenen zwölf 
Monaten weitergebenen Scoring-werte 

sowie eine individuelle und einzelfall-
bezogene Erklärung abfragen. 

Stimmt die Bewertung der 
Schufa auch?
Die Stiftung Warentest hat herausge-
funden, dass Daten, die die Schufa 
speichert, oft unvollständig oder feh-
lerhaft sind. Die Folgen daraus bekam 
eine Frau, die mit dem Kauf eines 
Autos auf Kredit scheitere, zu spüren. 
Die Schufa hatte die Frau schlecht ein-
gestuft, doch den Grund dafür kennt 
die Frau selbst nicht. Deshalb ist es 
ratsam, die eigenen Daten selbst zu 
überprüfen.

Vorgang bei falschen Daten
Die Auskunfteien sind dazu verpflich-
tet, fehlerhafte Daten zu korrigieren. 
Wird zum Beispiel ein altes, aufgelös-
tes Konto noch geführt, muss das be-
richtigt werden. Am besten reicht man 
einer schriftlichen, formlosen Beschwer-
de Unterlagen bei, die den Fehler be-
weisen. Bis zu einer Klärung müssen die 
Auskunfteien die Daten sperren.

Beeinflussung meiner Bonität
Aufgrund ihrer Betriebsgeheimnisse 
geben die Firmen über die genaue Be-
wertung der Daten keine Auskunft. Da 
gibt ihnen auch der Bundesgerichtshof 
in Karlsruhe Recht, denn eine Klägerin 
wollte wissen, wie die Schufa ihre Kre-
ditwürdigkeit berechnet hat. 

TRAINERLEHRGANG „KOMBI“ AUSBILDERBERECHTIGUNG
Gabelstaplertrainer nach BGV D 27 /BGG 925

Kranführertrainer nach BGV D 6 (flurgesteuerte Krane)
Trainer-Hubarbeitsbühnen BGG 966

Dauer: 6 Tage
25.-30.8.14  Hubarbeitsbühnen, Kranführertrainer, Gabelstaplertrainer

Ausbildungspreis: 1978,00 Euro + gesetzl. MwSt. incl. 5 Übernachtungen mit Frühstück, Mittagessen, Tischgetränke, 
Lehrunterlagen, Zugang zum KTS Schulungsportal bei KTS GmbH in 88422 Bad Buchau, Prof.-Dr.-Karl-Berner-Str. 11 
(Geschäftsf. Eveline Fürst, Handelsregister AG Ulm HRB 650410 – R), ein vom Hauptverband der Berufsgenossenschaf-

ten geprüftes und nach DIN EN ISO 9001: 2008 zertifiziertes Haus.
Kontakt: 08221 - 3 19 05
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